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Sozialistische Monatsschrift

ROTE REVUE
26. Jahrgang MAI1947 Heft 5

FRIEDRICH SCHNEIDER

Die Mutterschaftsversicherung

Nach Art. 14 des Bundesgesetzes über die Kranken- und Unfallversicherung

vom 13. Juni 1911 (KUVG) ist das Wochenbett einer versicherten Krankheit

gleichzustellen. Damit ist die enge Verbundenheit der Sicherung gegen
die wirtschaftlichen Folgen der Geburt mit der Krankenversicherung betont,
obwohl der natürliche Vorgang der Menschwerdung nicht als Krankheit zu
bezeichnen ist. Das KUVG garantiert der versicherten Wöchnerin die gleichen
Leistungen der Krankenkasse wie für Krankheitsfälle und spricht ihr überdies

ein Stillgeld von zwanzig Franken zu. Das war im Jahre 1911 zweifellos
ein Fortschritt, kann aber längst nicht mehr genügen. Viele schweizerische
Gemeinden haben seither die unentgeltliche Geburtshilfe eingeführt, andere
das Stillgeld namhaft erhöht. So sehr diese Maßnahmen anzuerkennen sind,

genügen sie weder im allgemeinen noch für die berufstätige Frau im besonderen.

Der Ruf nach einer besseren eidgenössischen Regelung ist deswegen
verständlich. Merkwürdigerweise ist der Mutterschutz gerade in jenen Gegenden

unseres Landes vernachlässigt worden, wo aus dem natürlichen Wesen
und Inhalt der Familie ein Kult gemacht worden ist.

Der Ruf nach Familienschutz ist zu einem guten Teil der Ruf nach

wirtschaftlicher Sicherheit für Mutter und Kind. Das ist verständlich und eine
Sache», die außerhalb konfessioneller Kreise längst ihre Förderer gefunden
hat. Schon vor Jahren hat der eben verstorbene Präsident des Konkordates
der schweizerischen Krankenkassen, Walter Gisiger, einen fertigen Entwurf
für die Mutterschaftsversicherung ausgearbeitet. Der wirtschaftliche Schutz

von Mutter und Kind ist eine sozialpolitische Aufgabe, die gerade in jenen
Kantonen und Gemeinden mehr oder weniger gut gelöst wurde, die nicht
dem absoluten Einfluß katholischer Politik unterstehen. Die Städte Basel und
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